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Kundgebung gegen den Staatsbesuch, Montag, 4. Juni, 14 – 16 Uhr

Konrad-Adenauer-Straße (Vor dem Paul-Löbe-Haus, U-Bahn Station Bundestag)

Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu wird Anfang kommender Woche Angela
Merkel einen Besuch in Berlin abstatten. Anlass für seine Reise, die vermutlich auch Stopps in Paris
und London beinhaltet, ist der Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit dem Iran. Netanjahu,
die nationalistische Likud-Partei und ihre ultra-rechten Koalitionspartner traten von Beginn an
gegen das Atomabkommen mit dem Iran ein. Sie warben nicht nur für härtere wirtschaftliche
Sanktionen, sondern für einen Militärschlag gegen das Land und sein Atomprogramm.

Netanjahus Besuche in Berlin, Paris und London dienen dazu, die Kriegstrommel gegen den Iran zu
rühren. Es ist zwar unwahrscheinlich, dass sich die deutscher oder französischer Regierung offen
gegen das Atomabkommen stellen werden, denn deutsche und französische Imperialismus setzen
auf eine andere Strategie als Israel und die USA. Es ist eine Strategie der Einbindung des iranischen
Regimes und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Netanjahu wiederum geht es darum, die
Einbindung seines eigenen Regimes als bevorzugten wirtschaftlichen und politischen Partner der
deutschen Regierung im Nahen Osten zu sichern. Denn auch wenn die deutsche Regierung eine
andere Strategie gegenüber dem Iran als die israelische Regierung verfolgt, unterstützt sie doch
grundlegend den israelischen Staat und seine Verbrechen.

Dieses zynische Spiel konnte auch in den vergangenen Wochen während des Great March of Return
verfolgt werden. Zum 70. Jahrestag der Nakba, der Vertreibung der PalästinenserInnen aus ihrem
Land, protestierten zehntausende Menschen in Gaza. Ihr legitimer Protest und ihre Forderung nach
dem Recht auf Rückkehr wurden von der israelischen Armee (IDF) mit scharfer Munition,
Artilleriebeschuss und Luftangriffen beantwortet. Als Folge verloren mehr als 160
PalästinenserInnen ihr Leben, rund 13.000 wurden verletzt. Auf israelischer Seite gaben nicht einen
einzigen Verletzten zu beklagen. Dennoch schaffte es die deutsche Regierung, alle Seiten zur
„Besonnenheit“ aufzurufen. Sowohl die IDF als auch die PalästinenserInnen „sollten sich mäßigen“.
Bei der Abstimmung über eine UN Resolution, die die israelischen Verbrechen verurteilte, enthielt
sich der deutsche Vertreter.

Der deutschen Regierung wäre es lieber, die PalästinenserInnen würden die Besatzung Palästinas,
die Blockade Gazas, die Unterdrückung und die wirtschaftliche Not, die sich daraus ergibt, mit
Besonnenheit und Mäßigung ertragen. Es wäre ihr lieber, die israelische Regierung würde
besonnener und weniger brutal die PalästinenserInnen unterdrücken. Aber wenn es doch anders
kommt, gibt sich die Regierung aus CDU, CSU und SPD „neutral“. Das bedeutet, dass sie die
größten Verbrechen des israelischen Staates offiziell nicht gutheißt, sie aber auch nicht offen
benennt. Währenddessen hilft sie dem israelischen Staat und seiner rechten Regierung aber
praktisch. Einerseits indem er mit modernsten Waffen ausgestattet wird. So besitzt Israel
mittlerweile sechs U-Boote aus deutscher Rüstungsschmiede zu subventionierten Preisen, die
vermutlich mit Atomraketen bestückt sind. Die Politiker der Regierungsparteien versuchen,
Bewegungen wie BDS zu kriminalisieren. Protesten gegen den israelischen Staat wird mittlerweile
unterschoben, generell antisemitisch zu sein. Damit sollen sie im Voraus delegitimiert und soll von
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der tatsächlichen Unterdrückung der PalästinenserInnen abgelenkt werden. Wenn Netanjahu am
Montag nach Berlin kommt, ist sein unmittelbares Ziel, sich auch eine Form der „Neutralität“ im
Konflikt mit dem Iran zu sichern, wie sie seine Regierung bereits bei der Unterdrückung der
PalästinenserInnen zugtoe kommt.

Wir rufen dazu auf, am Montag gegen die Kriegspolitik Netanjahus und die Unterdrückung der
PalästinenserInnen durch den israelischen Staat zu protestieren. Es gilt aber auch Widerstand,
gegen die Politik der deutschen Regierung zu organisieren, sie zu kritisieren und ihr das
demokratische Mäntelchen herunterzureißen, hinter dem sich die widerliche Fratze
imperialistischer Weltpolitik verbirgt.

Nein zu Sanktionen, dem Säbelrasseln und einem möglichen Krieg gegen den Iran!
Freiheit für das iranische Volk können nur die Proteste der iranischen Jugend und
ArbeiterInnen bringen.
Für einen sofortigen Stopp aller Rüstungslieferungen und militärischen Kooperation
Deutschlands mit Israel.
Schluss mit jedweder Subvention des israelischen Staates und seiner Wirtschaft.
Schluss mit der diplomatischen Rückendeckung der rechten Regierung Netanjahus,
die sich als „neutral“ verkleidet.
Für die sofortige Aufhebung der Blockade Gazas, die Einstellung des Siedlungsbaus,
die Aufhebung aller Checkpoints und das Recht auf Rückkehr der PalästinenserInnen.

Wir sind der Auffassung, dass ein dauerhafter Frieden und ein Leben in Wohlstand nur auf der
Grundlage der Anerkennung der Rechte der PalästinenserInnen und der Errichtung eines
gemeinsamen Staates aller unabhängig von ihrer Nationalität oder Religion möglich ist. Wir stehen
auf der Seite der PalästinenserInnen im Kampf gegen Unterdrückung und kämpfen darum, dass
auch die jüdische ArbeiterInnenklasse in Israel mit dem Zionismus bricht. Unser Ziel ist ein
sozialistisches, säkulares und befreites Palästina!


